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   Hagedorn: Kahlschlag im Verkehrsetat 2023 für Ersatz-, Aus- 

und Neubaumaßnahmen an Bundeswasserstraßen – 

Verkehrsminister Wissing muss dem Ausbau des Nord-Ostsee-

Kanals endlich eindeutig Priorität geben! 

(Im Anhang finden Sie ein Foto zur freien Verfügung) 

 

Die SPD-Bundestagsabgeordnete und stellvertretende Vorsitzende des 

Haushaltsausschusses im Deutschen Bundestag, Bettina Hagedorn aus 

Ostholstein, ist über den Regierungsentwurf zum Haushalt 2023 im Etat 

von Verkehrsminister Volker Wissing entsetzt:  

„Nach erster Durchsicht des am 1. Juli vom Kabinett beschlossenen 

Regierungsentwurfes zum Bundeshaushalt 2023 musste ich mit 

Erschrecken feststellen, dass die Mittel im Verkehrsetat für Ersatz-, 

Aus- und Neubaumaßnahmen an Bundeswasserstraßen um ca. ein 

Drittel im Vergleich zum Vorjahr drastisch gekürzt wurden. Während 

2021 noch knapp 656 Mio. Euro für den Erhalt der 

Wasserstraßeninfrastruktur ausgegeben wurden und 2022 im 

Bundeshaushalt für diese wichtigen Investitionen sogar 909 

Millionen Euro zur Verfügung stehen, sieht Bundesverkehrsminister 

Wissing im Haushalt 2023 nur noch 594 Mio. Euro für Ersatz-, Aus- 

und Neubaumaßnahmen an Bundeswasserstraßen vor - eine 

Kürzung um 315 Millionen Euro! Auch wenn ein detaillierter 

Maßnahmenkatalog dem Kabinettsentwurf noch nicht beigefügt ist, 

Berlin, 13.07.2022 
 



Seite 2 von 3 
 

 

so ist ganz klar, dass von einem solchen ‚Kahlschlag‘ auch die 

elementar wichtigen Investitionen für den Ausbau und die 

Grundinstandsetzung des Nord-Ostsee-Kanals massiv betroffen 

sein werden. Damit sind weitere Verzögerungen und 

Kostenexplosionen an dieser wichtigsten künstlichen Wasserstraße 

der Welt vorprogrammiert, die mehr Verkehr bewältigt als der 

Panama- und der Suez-Kanal zusammen. Die Aufgabe, diese für die 

Logistikketten in Nordeuropa so wichtige Wasserstraße konsequent 

durch intakte Schleusentore und konsequenten Baufortschritt bei 

allen Investitionsvorhaben zwischen Brunsbüttel und Kiel-Holtenau 

in gutem Zustand offen zu halten, ist von höchstem öffentlichem 

Interesse. Nicht zu vergessen: durch das umweltfreundliche 

Passieren des NOK werden enorme Treibstoffmengen gespart und 

das Klima geschützt - im Schnitt „spart“ jedes Schiff 260 Seemeilen 

und 14 – 18 Stunden Zeit bei einer Kanalpassage im Vergleich zu der 

Umfahrung Skagens. Minister Wissing hat mit der Verantwortung für 

dieses volkswirtschaftlich wie klimapolitisch so herausragenden 

Großprojekt angesichts des vergangenen Jahrzehnts des 

stümperhaften ‚Schneckentempos‘ seiner drei CSU-Vorgänger im 

Verkehrsministerium eine Herkulesaufgabe übernommen, die mit 

diesen drastisch gekürzten Geldern im Bundeshaushalt 2023 nicht 

zu bewältigen sein wird. Dieser Regierungsentwurf wird den 

Herausforderungen am NOK in keinster Weise gerecht. Der 

Haushaltsausschuss hat in seinen Sitzungen zum Verkehrsetat 2022 

am 28. April, am 19. Mai und am 22. Juni bereits drei Mal 

ausgesprochen ausführlich und kritisch das Thema Baufortschritt 

am Nord-Ostsee-Kanal diskutiert und dem Verkehrsminister 

deutlich gemacht, dass er von ihm ein Ende dieser Hinhaltetaktik 

seiner drei Vorgänger und eine entschlossene Priorisierung des 

NOK-Ausbaus erwartet. Denn bei dieser „Verschleppungstaktik‘ von 

über einem Jahrzehnt sind die Baukosten bei allen Baumaßnahmen 

natürlich ‚explodiert‘ und müssen jetzt im Haushalt 2023 – auch 

durch Verpflichtungsermächtigungen für die Folgejahre - realistisch 

abgebildet und damit massiv erhöht werden - im aktuellen 
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Regierungsentwurf für den Verkehrsetat sehen wir jetzt allerdings 

das genaue Gegenteil. Der Haushaltsausschuss wird an Minister 

Wissing ab September 2022 mit Sicherheit sehr viele kritische 

Fragen haben, wie er diese Quadratur des Kreises überzeugend und 

angemessen zu lösen gedenkt, um die Prioritäten beim Ausbau der 

Bundeswasserstraßen bedarfsgerecht finanziell zu untermauern!“  

 

 


